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Die Beklagte wird unter entsprechender Aufhebung des Bescheides vom 15.11.2017
in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 24.01.2018 verpflichtet, bei dem
KlÃ¤ger ab dem 20.08.2018 die gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r das
Merkzeichen B festzustellen. Die Beklagte trÃ¤gt die auÃ�ergerichtlichen Kosten
des KlÃ¤gers dem Grunde nach zu Â¾.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten zuletzt Ã¼ber die Feststellung der gesundheitlichen
Voraussetzungen fÃ¼r den Nachteilsausgleich "Berechtigung fÃ¼r eine stÃ¤ndige
Begleitung" (Merkzeichen B).

Der am 00.00.0000 geborene KlÃ¤ger ist SchÃ¼ler an einer FÃ¶rderschule fÃ¼r
kÃ¶rperliche und motorische Entwicklung mit dem zusÃ¤tzlichen FÃ¶rderbedarf im
Schwerpunkt Lernen. Bei ihm besteht der Pflegegrad 3 infolge einer Autismus-
Spektrum-StÃ¶rung i. S. eines frÃ¼hkindlichen Autismus, einer
EntwicklungsverzÃ¶gerung mit einem kognitiven Entwicklungsstand im Bereich der
Lernbehinderung und einer dissoziierten Intelligenz.

                             1 / 17



 

Er beantragte durch seine gesetzlichen Vertreter am 14.08.2017 fÃ¼r die Zeit ab
Juli 2017 die Feststellung eines Grades der Behinderung (GdB) sowie der
gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r das Merkzeichen B und den
Nachteilsausgleich "Hilflosigkeit" (Merkzeichen H) bei der Beklagten.

Die Beklagte zog ein schulÃ¤rztliches Gutachten zur Einschulung (12/2016) sowie
Arztbriefe des SozialpÃ¤diatrischen Zentrums/NeuropÃ¤diatrie des T. Hospitals
(4/2016, 7/2017), der Klinik fÃ¼r Kinder â�� und Jugendmedizin, Sektion
NeuropÃ¤diatrie und SozialpÃ¤diatrie der V. Klinik (6/2014), der Kinderarztpraxis M.
(7/2017), einen Entwicklungsbericht der Lebenshilfe (4/2017) und ein Gutachten zur
Feststellung von PflegebedÃ¼rftigkeit fÃ¼r die private Pflegeversicherung (9/2017)
bei.

VersorgungsÃ¤rztlich wurde die Autismus-Spektrum-StÃ¶rung bei Minderbegabung
(Kognition im Bereich der Lernbehinderung bei inhomogenem Leistungsprofil, keine
sozialen Kontakte und Fixierung auf Rituale) als Behinderung erkannt und mit einem
GdB von 50 bewertet. WÃ¤hrend die Voraussetzungen fÃ¼r das Merkzeichen H
vorlÃ¤gen, sei der KlÃ¤ger nicht stÃ¤ndig auf Begleitung angewiesen, da keine
schwere geistige Behinderung vorliege.

Mit Bescheid vom 15.11.2017 stellte die Beklagte bei dem KlÃ¤ger fÃ¼r die Zeit ab
Antragstellung einen GdB von 50 sowie das Vorliegen der gesundheitlichen
Voraussetzungen fÃ¼r das Merkzeichen H fest und lehnte die Feststellung der
Voraussetzungen fÃ¼r das Merkzeichen B ab.

Hiergegen legte der KlÃ¤ger durch seinen Vater am 21.11.2017 Widerspruch ein,
insbesondere gerichtet auf die Feststellung der Voraussetzungen fÃ¼r das
Merkzeichen B. Zugleich wurde gebeten, die Behinderung des KlÃ¤gers ab Geburt
anzuerkennen. Der Autismus stelle eine tiefgreifende EntwicklungsstÃ¶rung dar,
aufgrund derer der KlÃ¤ger ein hohes MaÃ� an Anleitung, UnterstÃ¼tzung und vor
allem Beaufsichtigung benÃ¶tige. Der KlÃ¤ger benÃ¶tige im Alltag stÃ¤ndige
Begleitung, sei in Kontakt und in der Kommunikation mit anderen schnell
Ã¼berfordert, habe eine kurze Konzentrationsspanne und
WahrnehmungsstÃ¶rungen, die seine OrientierungsfÃ¤higkeit stark
beeintrÃ¤chtigten. Er sei nicht in der Lage, alleine Wegstrecken ohne eine Gefahr
fÃ¼r sich oder andere zurÃ¼ckzulegen. Verwiesen wurde weiter auf Feststellungen
des vorliegenden Pflegegutachtens.

VersorgungsÃ¤rztlich wurde vermerkt, die Voraussetzungen fÃ¼r die Vergabe des
Merkzeichens B lÃ¤gen nicht vor, da keine geistige Behinderung mit einem GdB von
mindestens 80 vorliege. Mit Widerspruchsbescheid vom 24.01.2018 wies die
Bezirksregierung MÃ¼nster den Widerspruch daraufhin als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck.

Hiergegen hat der KlÃ¤ger, vertreten durch seinen Vater, am 23.02.2018 durch
seine BevollmÃ¤chtigte Klage erhoben, die zunÃ¤chst neben der Feststellung der
gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r das Merkzeichen B auf die Feststellung
eines GdB von mindestens 70 ab Geburt gerichtet gewesen ist.
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Das Gericht hat einen Befundbericht der Kinderarztpraxis M. (Dr. I) mit Arztbrief der
Hals â�� Nasen â�� OhrenÃ¤rzte Dr. K. (2/2013) und Dr. L. (8/2013) sowie der Klinik
fÃ¼r Kinderâ�� und Jugendmedizin, Sektion NeuropÃ¤diatrie und SozialpÃ¤diatrie
der V. Klinik. (1,6/2014) und weitere Befundberichte der FachÃ¤rztin fÃ¼r
Kinderheilkunde Dr. T1 und des SozialpÃ¤diatrischen Zentrums/NeuropÃ¤diatrie des
T. Hospitals (Facharzt fÃ¼r Kinder â�� und Jugendmedizin Dr. H.) eingeholt.

Sodann hat das Gericht Beweis erhoben durch Einholung eines schriftlichen
SachverstÃ¤ndigengutachtens des Facharztes fÃ¼r Kinderâ�� und
Jugendpsychiatrie und -psychotherapie Prof. Dr. C. vom 29.01.2019 mit
ergÃ¤nzenden Stellungnahmen vom 18.04.2019, 22.07.2019 und 27.11.2019. Der
SachverstÃ¤ndige hat die aus der Autismus-Spektrum-StÃ¶rung und der hiermit
einhergehenden EntwicklungsverzÃ¶gerung im Bereich der Lernbehinderung
resultierende FunktionsstÃ¶rung mit einem GdB von 60 bewertet. Aufgrund des
frÃ¼hkindlichen Autismus mit deutlich ausgeprÃ¤gtem desorganisiertem Verhalten,
einer WahrnehmungsstÃ¶rung sowie hoher Unaufmerksamkeit mit mÃ¶glichen
impulsiven Reaktionen auf nicht vorhersehbare Situationen kÃ¶nne der KlÃ¤ger
Wege ohne Begleitung nicht zurÃ¼cklegen. Der Zustand weiche erheblich von sich
typisch entwickelnden Kindern ab. Die Autismusâ��Spektrum-StÃ¶rung kÃ¶nne
nicht mit einer geistigen Behinderung gleichgesetzt werden. WÃ¤hrend letztere
allgemein mehrere kognitive DomÃ¤nen beeintrÃ¤chtige, betreffe der Autismus
stÃ¶rungsspezifisch das Sozialverhalten und auch die rÃ¤umliche
OrientierungsfÃ¤higkeit. Insofern seien bereits bei niedrigen Gesamt â�� GdB im
Rahmen einer Autismusâ��Spektrum-StÃ¶rung genau jene Fertigkeiten
entsprechend schwer beeintrÃ¤chtigt, die fÃ¼r die Vergabe des Merkzeichens B
relevant seien. Auch mit den kognitiven verkehrstechnischen Ressourcen eines
Erwachsenen sei die beim KlÃ¤ger bestehende Symptomatik ein Grund fÃ¼r eine
stÃ¤ndige Begleitung bei der Nutzung Ã¶ffentlicher Verkehrsmittel. Dies entspreche
nicht der voraussichtlichen Prognose im tatsÃ¤chlichen Erwachsenenalter, da der
KlÃ¤ger bis dahin voraussichtlich ein entsprechendes Training kompensatorischer
Fertigkeiten absolviert haben werde.

Auf Anregung des Gerichts haben die Beteiligten einen Teilvergleich dahingehend
abgeschlossen, dass die Beklagte unter Ã�nderung des angefochtenen Bescheides
bei dem KlÃ¤ger ab dem 14.08.2017 einen GdB von 60 festgestellt und das
Verfahren in Bezug auf den Streitgegenstand der Feststellung des GdB fÃ¼r erledigt
erklÃ¤rt.

KlÃ¤gerseitig wird die Auffassung vertreten, der EinschÃ¤tzung des
SachverstÃ¤ndigen zum Vorliegen der Voraussetzungen fÃ¼r das Merkzeichen B sei
zu folgen.

Die BevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers beantragt, den Bescheid der Beklagten vom
15.11.2017 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 24.01.2018 insoweit
aufzuheben, wie mit ihm die Feststellung der gesundheitlichen Voraussetzungen
fÃ¼r das Merkzeichen B abgelehnt worden ist und die Beklagte zur entsprechenden
Feststellung ab dem 20.08.2018 zu verpflichten.
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Der Vertreter der Beklagten beantragt, die rechtshÃ¤ngig gebliebene Klage
abzuweisen.

Er beruft sich auf die im Laufe des Verwaltungs- und Gerichtsverfahrens
abgegebenen Stellungnahmen der fÃ¼r die Beklagte tÃ¤tigen VersorgungsÃ¤rzte,
die der Auffassung sind, es spreche gegen die Argumentation des
SachverstÃ¤ndigen, dass der Gesetzgeber den Nachteilsausgleich B nicht regelhaft
dem Autismus zugeordnet habe. Die beim KlÃ¤ger festzustellenden
OrientierungsstÃ¶rungen seien nicht vergleichbar mit einem Anfallsleiden in der
AusprÃ¤gung eines GdB von 70 oder mit einer an Taubheit grenzenden
SchwerhÃ¶rigkeit mit einem GdB von 70 bzw. einer geistigen Behinderung mit
einem GdB von 100 oder zumindest 80. Da Voraussetzung fÃ¼r die Feststellung der
gesundheitlichen Voraussetzungen des Merkzeichens B die gleichzeitige
Feststellung der gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r eines der Merkzeichen G,
H oder Gl sei und bei dem KlÃ¤ger allein die Voraussetzungen fÃ¼r das
Merkzeichen H festgestellt seien, stehe dem KlÃ¤ger das Merkzeichen B nicht zu.
Denn das Merkzeichen H sei bei ihm allein aufgrund seiner MinderjÃ¤hrigkeit
festzustellen gewesen. Die Versorgungsmedizinischen GrundsÃ¤tze erforderten
hinsichtlich des Merkzeichens B aber die Betrachtung eines Erwachsenen.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachâ�� und StreitverhÃ¤ltnisses wird auf die
Gerichtsakte und die beigezogene Verwaltungsakte der Beklagten Bezug
genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

A. StreitgegenstÃ¤ndlich verblieben ist der angefochtene Bescheid vom 15.11.2017
in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 24.01.2018 zuletzt allein insoweit, als
mit ihm die Feststellung der gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r den
Nachteilsausgleich B abgelehnt worden ist, sowie das entsprechende
Verpflichtungsbegehren. Die RechtshÃ¤ngigkeit (Â§ 94 Sozialgerichtsgesetz â��
SGG) der Klage in Bezug auf die Feststellung eines hÃ¶heren GdB ist mit der
diesbezÃ¼glichen Ã¼bereinstimmenden ErledigungserklÃ¤rung der Beteiligten im
Zusammenhang mit der Einigung auf die Feststellung eines GdB von 60 ab dem
14.08.2017 entfallen.

B. Die als kombinierte Anfechtungsâ�� und Verpflichtungsklage (Â§ 54 Abs. 1 S. 1
Sozialgerichtsgesetz â�� SGG) statthafte Klage ist zulÃ¤ssig

Der KlÃ¤ger ist durch den angefochtenen Bescheid vom 15.11.2017 in Gestalt des
Widerspruchbescheids vom 24.01.2018 beschwert (Â§ 54 Abs. 2 S. 1 SGG), soweit
mit diesem die Feststellung der gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r das
Merkzeichen B abgelehnt worden ist. Der Bescheid ist insoweit rechtswidrig. Der
KlÃ¤ger hat gegen die Beklagte einen Anspruch auf Feststellung der
gesundheitlichen Voraussetzungen des Merkzeichens.

I. Die Feststellung der gesundheitlichen Voraussetzungen von Nachteilsausgleichen
richtet sich nach den Vorschriften des Neunten Buches Sozialgesetzbuch â��
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Rehabilitation und Teilhabe von Menschen mit Behinderung (SGB IX). Auf Antrag
des Menschen mit Behinderung treffen die fÃ¼r die DurchfÃ¼hrung des
Bundesversorgungsgesetzes (BVG) zustÃ¤ndigen BehÃ¶rden, wenn neben dem
Vorliegen einer Behinderung weitere gesundheitliche Merkmale Voraussetzung fÃ¼r
die Inanspruchnahme von Nachteilsausgleichen sind, die erforderlichen
Feststellungen (Â§ 152 Abs. 4 SGB IX in der seit dem 01.01.2018 gÃ¼ltigen
Fassung, zuvor Â§ 69 Abs. 4 SGB IX) und stellen auf Grund einer Feststellung der
Behinderung einen Ausweis Ã¼ber die gesundheitlichen Merkmale aus (Â§ 152 Abs.
5 S. 1 SGB IX).

1. Zu diesen Merkmalen gehÃ¶rt die "Berechtigung fÃ¼r eine stÃ¤ndige
Begleitung", das Merkzeichen B. GemÃ¤Ã� Â§ 229 Abs. 2 S. 1 SGB IX in der seit dem
01.01.2018 gÃ¼ltigen Fassung (146 Abs. 2 Satz 1 SGB IX a. F.) sind zur Mitnahme
einer Begleitperson Menschen mit Schwerbehinderung berechtigt, die bei der
Benutzung von Ã¶ffentlichen Verkehrsmitteln infolge ihrer Behinderung
regelmÃ¤Ã�ig auf Hilfe angewiesen sind. Die Feststellung bedeutet nach Â§ 229
Abs. 2 Satz 2 SGB IX nicht, dass die Person mit Schwerbehinderung, wenn sie nicht
in Begleitung ist, eine Gefahr fÃ¼r sich oder fÃ¼r andere darstellt.

Untergesetzlich (vgl. Urteil der Kammer vom 24. Oktober 2017 â�� S 18 SB 460/16
â��, Rn. 26, juris; a. A.: Landessozialgericht Baden-WÃ¼rttemberg, Urteil vom 27.
August 2015 â�� L 6 SB 1430/15 â��, Rn. 24, juris) sind die Voraussetzungen der
gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r das Merkzeichen B in der mit Wirkung zum
01.09.2009 erlassenen Verordnung zur DurchfÃ¼hrung des Â§ 1 Abs. 1 und des Â§
35 Bundesversorgungsgesetz (BVG) (Versorgungsmedizin-Verordnung â��
VersMedV) vom 08.12.2008, in Teil D Ziffer 2 deren Anlage zu Â§ 2 VersMedV, den
Versorgungsmedizinischen GrundsÃ¤tzen (VMG), konkretisiert, die auf Grundlage
der VorgÃ¤ngervorschrift des Â§ 30 Abs. 16, dem Abs. 17 des Â§ 30 BVG in der bis
zum 30.06.2011 gÃ¼ltigen Fassung geschaffen wurde. Diese wurden â�� soweit
deren Wirksamkeit verschiedentlich in Frage gestellt wurde â�� jedenfalls wie
antizipierte SachverstÃ¤ndigengutachten herangezogen (vgl. SG Aachen, Urteil vom
19. August 2014 â�� S 12 SB 1088/12 â��, Rn. 48 f., juris m.w.Nachw.), bevor der
Gesetzgeber zum 15.01.2015 in Â§ 70 Abs. 2 SGB IX a. F. (Â§ 153 Abs. 2 SGB IX in
der seit dem 01.01.2018 gÃ¼ltigen Fassung) das Bundesministerium fÃ¼r Arbeit
und Soziales ermÃ¤chtigt hat, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des
Bundesrates die GrundsÃ¤tze aufzustellen, die fÃ¼r die medizinische Bewertung
des Grades der Behinderung und die medizinischen Voraussetzungen fÃ¼r die
Vergabe von Merkzeichen maÃ�gebend sind, die nach Bundesrecht im
Schwerbehindertenausweis einzutragen sind (nÃ¤her: Goebel in: Schlegel/Voelzke,
jurisPK-SGB IX, 3. Aufl. 2018, Â§ 153 SGB IX, Rn. 4, 5), und angeordnet hat, dass,
solange noch keine Verordnung nach Â§ 153 Abs. 2 SGB IX erlassen ist, gemÃ¤Ã� 
Â§ 241 Abs. 5 SGB IX in den seit 01.01.2018 gÃ¼ltigen Fassungen (159 Abs. 7 SGB
IX a.F.) weiterhin die MaÃ�stÃ¤be des Â§ 30 Abs. 1 BVG und der aufgrund des Â§ 30
Abs. 16 BVG erlassenen Rechtsverordnung entsprechend gelten (vgl. hierzu BT-
Drucksache 18/3190, S. 5; vgl. hierzu weiter, Urteil der Kammer vom 24. Oktober
2017 â�� S 18 SB 460/16 -, Rn. 26, juris). Eine Verordnung nach Â§ 153 Abs. 2 SGB
IX ist bis dato nicht in Kraft.
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2. a) Nach Teil D Ziffer 2 VMG gilt, dass fÃ¼r die unentgeltliche BefÃ¶rderung einer
Begleitperson nach dem SGB IX die Berechtigung fÃ¼r eine stÃ¤ndige Begleitung
zu beurteilen ist (Buchst. a S. 1). Eine solche ist bei Menschen mit
Schwerbehinderung, also mit einem GdB von mindestens 50 (vgl. Â§ 2 Abs. 2 SGB IX
), bei denen die Voraussetzungen fÃ¼r die Merkzeichen G, Gl oder H vorliegen
(streitig ist, ob die Voraussetzungen mindestens zugleich mit jenen des
Merkzeichens B auch (behÃ¶rdlich) festgestellt werden mÃ¼ssen. So: BSG, Urteil
vom 11. November 1987 â�� 9a RVs 6/86 â��, SozR 3870 Â§ 58 Nr 2;
Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen, Urteil vom 21. September 2017 â�� L
10 SB 121/14 â��, Rn. 22, juris; Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen, Urteil
vom 25. April 2018 â�� L 13 SB 93/17 â��, Rn. 32, juris; SG Aachen, Urteil vom 15.
Oktober 2019 â�� S 12 SB 652/18 â��, Rn. 26, juris; Vogl in: Schlegel/Voelzke,
jurisPK-SGB IX, 3. Aufl. 2018, Â§ 229 SGB IX, Rn. 27 m.w.Nachw., a. A.
Landessozialgericht Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 07. August 2013 â�� L 13
SB 162/12 B PKH â��, Rn. 6, juris), gegeben, die bei der Benutzung von
Ã¶ffentlichen Verkehrsmitteln infolge ihrer Behinderung regelmÃ¤Ã�ig auf fremde
Hilfe angewiesen sind. Dementsprechend ist zu beachten, ob sie bei der Benutzung
Ã¶ffentlicher Verkehrsmittel regelmÃ¤Ã�ig auf fremde Hilfe beim Ein- und
Aussteigen oder wÃ¤hrend der Fahrt des Verkehrsmittels angewiesen sind oder ob
Hilfen zum Ausgleich von OrientierungsstÃ¶rungen (z. B. bei Sehbehinderung oder
geistiger Behinderung) erforderlich sind (Buchst. b). Die Berechtigung fÃ¼r eine
stÃ¤ndige Begleitung ist anzunehmen bei QuerschnittgelÃ¤hmten, OhnhÃ¤ndern,
Blinden und Sehbehinderten, HÃ¶rbehinderten, Menschen mit geistiger
Behinderung sowie Anfallskranken, bei denen die Annahme einer erheblichen
BeeintrÃ¤chtigung der BewegungsfÃ¤higkeit im StraÃ�enverkehr gerechtfertigt ist
(Buchst. c).

b) aa) Teil D Ziff. 2 a) S. 2, 3 VMG stellt klar, dass entsprechend Teil D Ziff. 1 c) VMG
(zum Merkzeichen G) auch bei SÃ¤uglingen und Kleinkindern dieselben Kriterien wie
bei Erwachsenen mit gleichen GesundheitsstÃ¶rungen maÃ�gebend sind, wobei
diese Regelung fÃ¼r Ã¼brige Kinder und Jugendliche in gleicher Weise gilt (vgl.
Bayerisches Landessozialgericht, Urteil vom 28. Juli 2014 â�� L 3 SB 195/13 -, Rn.
26, juris; Vogl in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB IX, 3. Aufl. 2018, Â§ 229 SGB IX, Rn.
30). Insofern ist danach zu fragen, ob die vorliegenden GesundheitsstÃ¶rungen bei
einem Erwachsenen zur Notwendigkeit einer stÃ¤ndigen Begleitung fÃ¼hren
wÃ¼rden (Bayerisches Landessozialgericht, a.a.O., Rn. 25; Urteil vom 16. Oktober
2018 â�� S 18 SB 317/17 â��, Rn. 56, juris). Die behinderungsbedingten
BeeintrÃ¤chtigungen von SÃ¤uglingen und Kindern sind also auf einen gedachten
Erwachsenen zu Ã¼bertragen. Soweit bei diesem hiernach die Voraussetzungen
fÃ¼r das Merkzeichen B zu bejahen wÃ¤ren, steht es auch dem SÃ¤ugling oder Kind
zu. Teil D Ziff. 2 a) lÃ¤sst in S. 3 dabei unmittelbar im Normtext den Sinn dieser
Ã�bertragung erkennen. Anders als Â§ 2 Abs. 1 S. 2 SGB IX bzw. Teil A Ziffer 2 c)
VMG fÃ¼r die Bemessung des Grades der Behinderung vorgeben, soll es fÃ¼r das
Merkzeichen B nicht auf eine Relation der finalen BeeintrÃ¤chtigung zum Alter
ankommen. Auch SÃ¤uglingen und Kindern, die letztlich schon ohne Behinderung
altersbedingt Ã¶ffentliche Verkehrsmittel nicht ohne Begleitung nutzen kÃ¶nnten,
soll das Merkzeichen B zustehen kÃ¶nnen. Diese Besonderheit steht im
Zusammenhang mit der Abschaffung der Mindestaltersgrenze von 6 Jahren fÃ¼r
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den Anspruch auf unentgeltliche BefÃ¶rderung im Ã¶ffentlichen
Personennahverkehr, die ursprÃ¼nglich in Â§&8201;2 Abs.&8201;1 Nr.&8201;6 des
Gesetzes Ã¼ber die unentgeltliche BefÃ¶rderung von Kriegs- und
WehrdienstbeschÃ¤digten sowie von anderen Behinderten im Nahverkehr vom 27.
August 1965 (BGBl Teil I Nr. 45) vorgeschrieben war. Bei Aufnahme des Rechts der
unentgeltlichen PersonenbefÃ¶rderung in das Schwerbehindertengesetz (SchwbG)
durch das Gesetz Ã¼ber die unentgeltliche BefÃ¶rderung Schwerbehinderter im
Ã¶ffentlichen Personenverkehr vom 9. Juli 1979 (BGBl I Nr. 38) hatte der
Regierungsentwurf zunÃ¤chst eine Altersgrenze von vier Jahren vorgesehen
(BT-Drs. 8/2453, S. 4). Sie wurde jedoch auf Vorschlag des zustÃ¤ndigen
Ausschusses gestrichen (BT-Drs. 8/2696 S.&8201;5, 17). Diese Rechtsentwicklung
hat dazu gefÃ¼hrt, dass es bei den mit der Fortbewegung zusammenhÃ¤ngenden
Merkzeichen G, aG und eben auch B fÃ¼r ausreichend gehalten wird, wenn eine
bestimmte GesundheitsstÃ¶rung die entsprechenden Funktionen eines
erwachsenen Menschen mit Behinderung im erforderlichen AusmaÃ�
beeintrÃ¤chtigen wÃ¼rde. Dieser MaÃ�stab ist nach der Rechtsprechung des BSG
unter dem Gesichtspunkt gerechtfertigt, dass bei BefÃ¶rderung von behinderten
SÃ¤uglingen und Kleinkindern in Ã¶ffentlichen Verkehrsmitteln
behinderungsbedingte Mehraufwendungen entstehen kÃ¶nnen, ohne dass dies im
Einzelfall zutreffen muss (BSG, Urteil vom 12. Februar 1997 â�� 9 RVs 1/95 â��, 
BSGE 80, 97-102, SozR 3-3870 Â§ 4 Nr 18, Rn. 15; BSG, Urteil vom 12. Februar 1997
â�� 9 RVs 1/95 â��, BSGE 80, 97-102, SozR 3-3870 Â§ 4 Nr 18, Rn. 15; Dau, in: LPK-
SGB IX, 5. Aufl. 2019, SGB IX Â§ 229 Rn. 10).

bb) Anders als die Beklagte meint, kommt es vor dem Hintergrund dieser Teleologie
des Teils D Ziff. 2 a) VMG nicht darauf an, ob dem SÃ¤ugling oder (Klein)kind das
Merkzeichen B als Erwachsener nicht zustehen wÃ¼rde, weil bei ihm dann weder
das Merkzeichen G, H oder Gl festzustellen wÃ¤re, insbesondere in den FÃ¤llen, bei
denen â�� wie vorliegend â�� das Merkzeichen H allein aufgrund der in diesem
Rahmen zu berÃ¼cksichtigenden Besonderheiten bei Kindern und Jugendlichen
nach Teil A Ziff. 5. VMG vorliegt. Zu einer solchen Annahme berechtigt auch der
Wortlaut des Teils B Ziff. 2 a) und b) nicht. Soweit in Buchstabe a auf "dieselben
Kriterien wie bei Erwachsenen" verwiesen wird, ist nach Buchstabe b (vergleiche
insoweit auch Â§Â§ 228 Abs. 1 S. 1, 229 Abs. 1, 2 SGB IX) fÃ¼r Kinder und
Erwachsene gleichermaÃ�en allein formal das Vorliegen bzw. die Feststellung der
gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r einen der benannten weiteren
Nachteilsausgleiche Voraussetzung fÃ¼r die Feststellung des Merkzeichens B. Diese
VerknÃ¼pfung erklÃ¤rt sich vor dem Hintergrund, dass mit den Merkzeichen G, Gl
und H jene angesprochen sind, die nach Â§ 228 Abs. 1 S. 1 SGB IX zu einer
(weitgehend) unentgeltlichen BefÃ¶rderung im Ã¶ffentlichen Personennahverkehr
berechtigen. Zweck des Merkzeichen B ist es die selbst (weitgehend) kostenlos
befÃ¶rderten Menschen mit Schwerbehinderung von den Kosten zu befreien, die
durch die notwendige Mitnahme einer Begleitperson anfallen wÃ¼rden (siehe
bereits BT-Drs. 8/2453, S. 10).

c) aa) Teil D Ziff. 2 c) verweist fÃ¼r Anfallskranke, Sehbehinderte, HÃ¶rbehinderte
und geistig behinderte Menschen auf die Voraussetzungen fÃ¼r den
Nachteilsausgleich "erhebliche BeeintrÃ¤chtigung der BewegungsfÃ¤higkeit im
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StraÃ�enverkehr" (Merkzeichen G) wie sie in Teil D Ziff. 1 e) und f) VMG aufgezeigt
werden. Buchstabe c) enthÃ¤lt FÃ¤lle, bei Vorliegen deren Voraussetzungen das
Merkzeichen B grundsÃ¤tzlich (vgl. Landessozialgericht Baden-WÃ¼rttemberg,
Urteil vom 22. Februar 2018 â�� L 6 SB 4079/16 â��, Rn. 23, juris) ohne weitere
PrÃ¼fung der Vorgaben des Â§ 229 Abs. 2 SGB IX bzw. des Teils D Ziff. 2 a), b) zu
vergeben ist, weil davon ausgegangen werden kann, dass diese Vorgaben erfÃ¼llt
sind. Liegt ein solcher Fall nicht vor, bleiben hingegen die "allgemeinen"
Voraussetzungen aus Teil D Ziff. 2 b) zu prÃ¼fen.

bb) Dass Buchst. c) keine zwingenden Voraussetzungen fÃ¼r das Merkzeichen B
enthÃ¤lt, sondern FÃ¤lle, in denen der Nachteilsausgleich ohne weiteres berechtigt
ist, zeigen Wortlaut und Systematik, wÃ¤hrend teleologische oder historische
(Gegen)argumente nicht zu erkennen sind.

Der Wortlaut ("ist anzunehmen") weist darauf, dass bei Vorliegen der folgenden
Voraussetzungen die PrÃ¼fung der allgemeinen, an Â§ 229 Abs. 2. S. 1 SGB IX
knÃ¼pfenden Bedingungen, wie sie Buchstabe b vorangehend statuiert,
(weitestgehend) entbehrlich ist. Insbesondere die ersten drei Fallgruppen, bei
denen nach Buchstabe c die Berechtigung fÃ¼r eine stÃ¤ndige Begleitung
anzunehmen ist, zeigen, dass keine abschlieÃ�enden Voraussetzungen fÃ¼r den
Nachteilsausgleich statuiert werden. Es wÃ¤re mit der einfachgesetzlichen
Regelung des Â§ 229 Abs. 2 S. 1 SGB IX offensichtlich nicht vereinbar, wenn etwa
allein Gehbehinderten das Merkzeichen B zustÃ¼nde, die querschnittgelÃ¤hmt sind
(Buchst. c 1. Fall) oder einseitig Handamputierten, deren andere Hand zwar
vorhanden aber gebrauchsunfÃ¤hig ist, der Nachteilsausgleich aufgrund der
untergesetzlichen Regelung des Teils D Ziff.2 c) verwehrt bliebe (so bereits Urteil
der Kammer vom 21. August 2018 â�� S 18 SB 784/17, nicht verÃ¶ffentlicht; SG
Aachen, Urteil vom 29. September 2004 â�� S 17 SB 71/04 â��, Rn. 20, juris;
Wendler/Schillings, Versorgungsmedizinische GrundsÃ¤tze, Kommentar, 8. Aufl.
2017, Anmerkung zu Teil D Ziff. 2, 5.). Zudem ist die Feststellbarkeit der
gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r das Merkzeichen B â�� wie bereits
dargelegt â�� eben nicht zwingend von der gleichzeitigen Feststellung des
Merkzeichens G abhÃ¤ngig, sondern es genÃ¼gt auch die Feststellung der
Voraussetzungen fÃ¼r das Merkzeichen Gl oder H.

cc) Dies erkennt letztlich auch der Ã�rztliche SachverstÃ¤ndigenbeirat
Versorgungsmedizin beim Bundesministerium fÃ¼r Arbeit und Soziales an, soweit
er ausgefÃ¼hrt hat, auch bei Hilflosen seien die gesundheitlichen Voraussetzungen
fÃ¼r die Notwendigkeit stÃ¤ndiger Begleitung in jedem Einzelfall zu prÃ¼fen
(Beirat vom 27.04.1988, zitiert nach Wendler/Schillings, a.a.O., 7.) (zur Bedeutung
der BeschlÃ¼sse und Empfehlungen des SachverstÃ¤ndigenbeirates als gewichtige
Auslegungsdirektive bei der Anwendung der VMG: Urteil der Kammer vom 08. Mai
2018 â�� S 18 SB 255/17 â��, Rn. 41, juris m.w.N.). In Bezug auf die "Notwendigkeit
stÃ¤ndiger Begleitung bei Hilflosen" bedÃ¼rfe es dabei sorgfÃ¤ltiger PrÃ¼fung, ob
die Voraussetzungen der Nr. 32 der seinerzeit gÃ¼ltigen Anhaltspunkte (AHP), der
Teil D Ziff. 2 VMG entspricht, vorliege, wenn zugleich keine erhebliche
BeeintrÃ¤chtigung der BewegungsfÃ¤higkeit im StraÃ�enverkehr (Merkzeichen G)
gegeben sei. In praktischer Hinsicht lÃ¤gen in aller Regel, wenn die
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Voraussetzungen fÃ¼r das Merkzeichen B erfÃ¼llt seien, auch die Voraussetzungen
fÃ¼r die Zuerkennung des Merkzeichens G vor (Beirat vom 23. bis 27.10.1997:
"Notwendigkeit stÃ¤ndiger Begleitung", zitiert nach Wendler/Schillings, a.a.O.).
Ã�hnlich ist die Ansicht der versorgungsmedizinisch tÃ¤tigen Leitenden Ã�rztinnen
und Ã�rzte der LÃ¤nder und der Bundeswehr, speziell fÃ¼r die GewÃ¤hrung des
Merkzeichens B bei Kindern mit autistischer StÃ¶rung oder ADHS. Im Einzelfall
kÃ¶nne bei besonderer Schwere der TeilhabebeeintrÃ¤chtigungen das Merkzeichen
B in Kombination mit Merkzeichen H auch ohne Merkzeichen G vergeben werden.
Dies gelte insbesondere bei Nachweis von hÃ¤ufigen ImpulsdurchbrÃ¼chen
(Arbeitskompendium der versorgungsmedizinisch tÃ¤tigen Leitenden Ã�rztinnen
und Ã�rzte der LÃ¤nder und der Bundeswehr, Band I, S. 388, vgl. ferner S. 393f.,
Band II, S. 290). Diese Auffassung wird seitens eines Versorgungsarztes der
Beklagten, Dr. Metz, dahingehend nicht korrekt zitiert, die Arbeitsgemeinschaft
habe die Vergabe des Merkzeichens B bei Autismus auf seltene SonderfÃ¤lle
beschrÃ¤nkt (vergleiche Stellungnahmen vom 10.07.2018 und auch vom
27.02.2019). Letztlich wird versorgungsÃ¤rztlich die eigens angefÃ¼hrte Fundstelle
missachtet, soweit die Auffassung vertreten wird, "der Gesetzgeber" habe die
Vergabe des Merkzeichen B etwa bei Epilepsie an ganz bestimmte, konkret
nachzuweisende Voraussetzungen geknÃ¼pft, speziell die HÃ¤ufigkeit epileptischer
AnfÃ¤lle mit einem Mindest-GdB von 70 bzw. die Ablehnung der Feststellung des
Merkzeichens B fortgesetzt damit begrÃ¼ndet wird, die bei dem KlÃ¤ger
vorliegende AutismusstÃ¶rung mit Lernbehinderung sei nicht mit dem fÃ¼r das
Merkzeichen B bei geistigen Behinderungen erforderlichen GdB von 100, zumindest
aber 80 zu bewerten (vergleiche etwa Stellungnahme vom 27.02.2019, 13.05.2019,
auch vom 01.10.2019 und 07.01.2019) und insofern auf in Teil D Ziff. 1 e), f) VMG
geregelten Voraussetzungen fÃ¼r das Merkzeichen G rekurriert wird (anders etwa
das Versorgungsamt in: Landessozialgericht Hamburg, Urteil vom 14. Mai 2019 â�� 
L 3 SB 22/17 â��, Rn. 2, juris: GdB 70 bei Autismus mit Merkzeichen B und H).

dd) Die Ablehnung eines VerstÃ¤ndnisses der in Teil D Ziff. 2 c) VMG bezeichneten
Behinderungen als Regelbeispiele fÃ¼r das Merkzeichen B mag insofern,
insbesondere in Bezug auf den 6. Fall, also fÃ¼r geistig Behinderte Menschen an
Bedeutung verlieren, als sozialmedizinisch selten die Voraussetzungen des Teils D
Ziff. 2 b) feststellbar sein werden, soweit nicht zugleich ein Fall des Teil D Ziff. 1 f)
(S. 3-5) VMG vorliegt. Ohnehin ist zu berÃ¼cksichtigen, dass auch dort fÃ¼r die
Feststellung der entsprechenden StÃ¶rungen der OrientierungsfÃ¤higkeit kein
fester Mindest â�� GdB festgelegt wird, sondern diese in besonders gelagerten
EinzelfÃ¤llen auch bei einem GdB unter 80 vorliegen kÃ¶nnen. Gleichwohl bleibt es
nicht allein rechtsdogmatisches Glasperlenspiel, dass die zwingende
Einzelfallbetrachtung nicht am Regel-AusnahmeverhÃ¤ltnis des Teil D Ziffer 1 f)
VMG anzusetzen hat, sondern die Subsumtion auÃ�erhalb der Feststellbarkeit des
Falles des Teil D Ziff. 2 c) VMG allein unter Buchstaben a und b zu erfolgen hat. Dies
entbindet unter rechtlichen Auspizien von der Identifizierung eines besonders
gelagerten Einzelfalles i. S. e. spezifischen StÃ¶rung mit der OrientierungsfÃ¤higkeit
im Zusammenhang stehender geistiger Fertigkeiten (vgl. Urteil der Kammer vom
25. August 2015 â�� S 12 SB 527/14 â��, Rn. 40, juris) und erlaubt dadurch jene
auch vom SachverstÃ¤ndigenbeirat und von den versorgungsmedizinisch tÃ¤tigen
Leitenden Ã�rztinnen und Ã�rzte der LÃ¤nder und der Bundeswehr anerkannten
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FÃ¤lle zu erkennen, in denen die Voraussetzungen des Merkzeichens B allein mit
jenen des Merkzeichens H zusammentreffen. Die Herangehensweise der Beklagten
hingegen verhindert die individuelle PrÃ¼fung des Einzelfalles.

3. Dessen ungeachtet ist der beim KlÃ¤ger nach den Feststellungen des
SachverstÃ¤ndigen Prof. Dr. C. fÃ¼r die EinschrÃ¤nkung der
OrientierungsfÃ¤higkeit entscheidende frÃ¼hkindliche Autismus keine geistige
Behinderung, wie versorgungsÃ¤rztlich erst mit Stellungnahme vom 13.05.2019
konzediert wird. Das Autismus-Spektrum zÃ¤hlt nach der ICD 10 (F84.0) und i. S. d.
VMG (vgl. BT-Ds. 713/10, S. 5) als tiefgreifende EntwicklungsstÃ¶rung (vgl. Teil B
Ziffer 3.5.1 VMG) zu den psychischen und VerhaltensstÃ¶rungen (ICD 10 Kapitel V)
(vgl. auch BVerfG, Nichtannahmebeschluss vom 27. November 2018 â�� 1 BvR
957/18 â��, Rn. 4, juris; Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen, Urteil vom 28.
November 2019 â�� L 8 SO 240/18 â��, Rn. 22, juris m.w.N.). Auch aus diesem
Grund sind die MaÃ�stÃ¤be des Teils D Ziff. 2 c) 6. Fall i.V.m Teil D Ziff. 1 f) S. 3-5
VMG nicht ohne weiteres einschlÃ¤gig (vgl. SG Aachen, Urteil vom 25. August 2015
â�� S 12 SB 527/14 â��, Rn. 36, 40, juris; a. A. offenbar SÃ¤chsisches
Landessozialgericht, Urteil vom 06. Juni 2017 â�� L 9 SB 253/13 ZVW â��, Rn. 73,
juris). Konkrete Vorgaben fÃ¼r das weite Feld der psychischen StÃ¶rungen
enthalten weder Teil D Ziff. 2 (c) VMG noch Teil D Ziff. 1 VMG. Die Regelbeispiele in
Teil D Ziff. 1 f) VMG sind zwar ein MaÃ�stab fÃ¼r nicht ausdrÃ¼cklich geregelte
Behinderungen mit Auswirkungen auf die OrientierungsfÃ¤higkeit bei PrÃ¼fung der
Voraussetzungen fÃ¼r das Merkzeichen G. Ihr Zugewinn an PrÃ¤zision gegenÃ¼ber
den "allgemein" beschriebenen Voraussetzungen fÃ¼r das Merkzeichen G in Teil D
Ziffer 1 b) VMG wird in diesem Zusammenhang allerdings schon dadurch relativiert,
dass die entsprechenden Voraussetzungen â�� anders als bei den sich auf die
GehfÃ¤higkeit auswirkenden GesundheitsstÃ¶rungen (vergleiche Teil D Ziff.1 d) e)
VMG â�� nicht homogen sind. So ist fÃ¼r Sehbehinderungen grundsÃ¤tzlich ein
GdB von 70 erforderlich, wohingegen ein GdB von 50 in Kombination mit
erheblichen StÃ¶rungen der Ausgleichsfunktion ausreicht. Bei HÃ¶rbehinderungen
wird gar eine â�� auch fÃ¼r das Merkzeichen G im Grundsatz nicht relevante â��
Unterscheidung hinsichtlich des Alters vorgenommen. In der Regel bis zur
Vollendung des 16. Lebensjahres genÃ¼gt hier eine an Taubheit grenzende
SchwerhÃ¶rigkeit, einem GdB von 70 entsprechend, wÃ¤hrend im Erwachsenenalter
die Kombination mit erheblichen StÃ¶rungen der Ausgleichsfunktion (z.B.
Sehbehinderung, geistige Behinderung) gefordert wird. Bei den â�� bereits
angesprochenen â�� geistigen Behinderungen genÃ¼gt ein GdB von 100 immer,
einer von 80-90 in den meisten FÃ¤llen, wobei auch unterhalb eines solchen GdB
das Merkzeichen G nicht ausgeschlossen bleibt. Hierdurch wird einerseits dem
Umstand Rechnung getragen, dass eine geistige Behinderung keinen vergleichbar
unmittelbaren Bezug zur BewegungsfÃ¤higkeit im StraÃ�enverkehr haben wie etwa
eine FunktionsstÃ¶rung der unteren GliedmaÃ�en und sich die Bestimmung des
GdB fÃ¼r eine geistige Behinderung auch nicht (primÃ¤r) an der
OrientierungsfÃ¤higkeit ausrichtet, sondern an Aspekten der IntegrationsfÃ¤higkeit
(vgl. Teil B Ziff. 3.4.2 VMG), andererseits auch Menschen mit geistiger Behinderung
individuelle StÃ¤rken und SchwÃ¤chen (u. a. bezogen auf die
OrientierungsfÃ¤higkeit) haben (kÃ¶nnen).
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AuÃ�erhalb dieser ausdrÃ¼cklich geregelten Behinderungen ist zu hinterfragen,
inwieweit die entsprechend zu bewertende Behinderung in ihren Auswirkungen auf
die OrientierungsfÃ¤higkeit Ã¼berhaupt den ausdrÃ¼cklich geregelten
Behinderungen vergleichbar ist, um dem umfassenden Behindertenbegriff i. S. des 
Â§ 2 Abs. 1 S. 1 SGB IX im Lichte des verfassungsrechtlichen als auch des
unmittelbar anwendbaren UN-konventionsrechtlichen Diskriminierungsverbots (Art.
3 Abs. 3 S. 2 Grundgesetz (GG); Art 5 Abs. 2 UN-Behindertenrechtskonvention (vgl.
BSG, Urteil vom 06. MÃ¤rz 2012 â�� B 1 KR 10/11 R â��, BSGE 110, 194-204, SozR
4-1100 Art 3 Nr 69, Rn. 31) gerecht zu werden. Wie das BSG mit Urteil vom 11.
August 2015 (B 9 SB 1/14 R â��, SozR 4-3250 Â§ 69 Nr 21) aufgezeigt hat,
verbieten sich insofern schematische Vergleiche der in ihren Auswirkungen auf Geh-
und/oder OrientierungsfÃ¤higkeit inhomogenen Gruppe psychischer Erkrankungen
(vgl. BSG, a.a.O., Rn. 19) mit den Regelbeispielen (vgl. BSG, a.a.O., Rn. 20 m.w.N.)
des Teils D Ziff. 1 d) â�� f) VMG fÃ¼r das Merkzeichen G und kann eine PrÃ¼fung
â�� auch bzgl. der Voraussetzungen des Merkzeichen G â�� nicht ohne
(ergÃ¤nzenden) RÃ¼ckgriff auf die allgemeinen, fÃ¼r alle Behinderungen
gÃ¼ltigen Vorgaben (Teil D Ziff. 1 b) VMG) auskommen, in denen sich die
Vergleichbarkeit mit Regelbeispielen spiegeln muss. Je vager der Vergleich mit den
ausdrÃ¼cklich normierten Fallgruppen bleiben muss, je mehr die Regelbeispiele an
Richtkraft verlieren (etwa auch bei Kombinationen verschiedenster Behinderungen,
die jeweils fÃ¼r sich kein Regelbeispiel erfÃ¼llen) desto mehr bleibt der
Rechtsanwender auf die PrÃ¼fung des umspannenden, allgemein formulierten
MaÃ�stabes verwiesen.

II. Unter Beachtung dieser MaÃ�stÃ¤be ist die durch entsprechende Beweisfragen
und konkretisierte Aufforderungen zu ergÃ¤nzenden Stellungnahmen der Kammer
geleitete und erhÃ¤rtete sozialmedizinische EinschÃ¤tzung des SachverstÃ¤ndigen
Facharztes fÃ¼r Kinder- und Jugendpsychiatrie und â��psychotherapie Prof. Dr. C. ,
dass bei dem KlÃ¤ger die gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r den
Nachteilsausgleich B (jedenfalls ab dem vom Klageantrag in Bezug genommen
Zeitpunkt) vorliegen, rechtlich nicht zu beanstanden und trÃ¤gt â�� insbesondere in
Zusammenschau mit den Ã¼brigen eingeholten Ã¤rztlichen Unterlagen â�� die
Ã�berzeugung der Kammer.

1. Bei dem KlÃ¤ger sind die Voraussetzungen fÃ¼r den Nachteilsausgleich H durch
die Beklagte festgestellt worden (vgl. Teil D Ziff.2 b) Hbs. 1 VMG).

2. a) Soweit die VersorgungsÃ¤rzte in der rechtlich fehlerhaften (vgl. I. 2. c)
BeschrÃ¤nkung der PrÃ¼fung auf die Voraussetzungen des Teils D Ziff. 2 c) 6. Fall
VMG i.V.m. vornehmlich Teil D Ziffer 1 d) S. 3-5 VMG, also den Anforderungen an
das AusmaÃ� einer geistigen Behinderung fÃ¼r das Merkzeichen G, fortgesetzt
moniert haben, dass der frÃ¼hkindliche Autismus des KlÃ¤gers lediglich mit einem
GdB von 60 zu bewerten und insofern einen Mindest â�� GdB von 80 nicht erreiche,
hat der SachverstÃ¤ndige in der ergÃ¤nzenden Stellungnahme vom 18.04.2019
nicht nur zutreffend und rechtserheblich (vgl. I. 3.) darauf hingewiesen, dass eine
AutismusstÃ¶rung keine geistige Behinderung ist, sondern hat auch dazu
ausgefÃ¼hrt, dass eine AutismusstÃ¶rung bereits bei niedrigerem GdB
OrientierungsstÃ¶rungen zur Folge hat, die typischerweise mit einer geistigen
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Behinderung im AusmaÃ� eines GdB von mindestens 80 einhergingen. WÃ¤hrend
bei einer geistigen Behinderung allgemein mehrere kognitive DomÃ¤nen
beeintrÃ¤chtigt seien, betreffe eine Autismusâ��Spektrumâ��StÃ¶rung spezifisch
neben dem Sozialverhalten auch die rÃ¤umliche OrientierungsfÃ¤higkeit. Dieser
EinschÃ¤tzung ist versorgungsÃ¤rztlich nicht substantiiert entgegengetreten
worden soweit allein in der in ihren Annahmen nicht erlÃ¤uterten Ansicht, eine
Autismus-Spektrum-StÃ¶rung gehÃ¶re zum "selben Formenkreis" wie eine geistige
Behinderung eine Vergleichbarkeit schlicht vorausgesetzt statt herausgearbeitet
worden ist und versorgungsÃ¤rztlich eine Vergleichsziehung offensichtlich
unzureichend allein damit zu rechtfertigen gesucht wird, dass die Voraussetzungen
fÃ¼r eine Merkzeichenrelevanz des Autismus bzw. psychischer StÃ¶rungen generell
nicht ausdrÃ¼cklich geregelt sei (vergleiche Stellungnahme vom 13.05.2019).

b) Es kann indes dahinstehen, ob die Aussage des SachverstÃ¤ndigen zum
VerhÃ¤ltnis einer Autismus-StÃ¶rung zu geistigen Behinderungen in Bezug auf die
OrientierungsfÃ¤higkeit tatsÃ¤chlich generelle GÃ¼ltigkeit fÃ¼r alle Autismus-
Spektrum-StÃ¶rungen haben kann, sich also fÃ¼r entsprechende psychische-
VerhaltensstÃ¶rungen im Allgemeinen ein GdB festlegen lieÃ�e, bei dem die
Orientierung in gleicher Weise gestÃ¶rt ist wie regelmÃ¤Ã�ig bei geistigen
Behinderungen mit einem GdB von zumindest 80. Zweifel hieran bestehen, soweit
der SachverstÃ¤ndige in seinem Gutachten zunÃ¤chst nachvollziehbar etwa
dargelegt hat, dass Kinder mit einem frÃ¼hkindlichen Autismus in unterschiedlicher
AusprÃ¤gung verschiedene Defizite aufweisen kÃ¶nnen.

aa) Denn jedenfalls fÃ¼r die individuell beim KlÃ¤ger vorliegenden Auswirkungen
der Autismus-Spektrum-StÃ¶rung im Sinne eines frÃ¼hkindlichen Autismus mit
EntwicklungsverzÃ¶gerung bei einem kognitiven Entwicklungsstand im Bereich der
Lernbehinderung und dissoziierter Intelligenz lÃ¤sst sich die sozialmedizinische
Aussage des SachverstÃ¤ndigen nachvollziehen. Dabei kann â�� nach den
dargelegten rechtlichen MaÃ�stÃ¤ben (vgl. I. 2. c) â�� letztlich offenbleiben, ob bei
dem KlÃ¤ger vor diesem Hintergrund auch die gesundheitlichen Voraussetzungen
fÃ¼r den Nachteilsausgleich G vorlÃ¤gen, wie versorgungsÃ¤rztlich axiomatisch
angenommen wird. Entscheidend ist, dass auf Grundlage der Ã¤rztlichen
Unterlagen und der sozialmedizinischen EinschÃ¤tzung des SachverstÃ¤ndigen die
Kammer zu der Ã�berzeugung gelangt, dass der KlÃ¤ger zum Ausgleich von
OrientierungsstÃ¶rungen bei der Benutzung Ã¶ffentlicher Verkehrsmittel infolge
seiner Behinderung regelmÃ¤Ã�ig auf fremde Hilfe angewiesen ist (vgl. Teil D Ziffer
2 b) VMG).

bb) Dennoch sei die Beklagte darauf hingewiesen, dass auch von ihrem rechtlichen
Standpunkt aus eine nÃ¤here, einzelfallbezogene PrÃ¼fung notwendig gewesen
wÃ¤re, die sie schuldig geblieben ist. Auch unter der rechtlich fehlerhaften
Annahme, die Voraussetzungen fÃ¼r das Merkzeichen B kÃ¶nnten (praktisch) nur
dann festgestellt werden, wenn auch die Voraussetzungen fÃ¼r das Merkzeichen G
vorlÃ¤gen und der sozialmedizinisch unbegrÃ¼ndet gebliebenen Ansicht der
Autismus sei einer geistigen Behinderung vergleichbar, bliebe bei der unstreitig
zutreffenden Bewertung der AutismusstÃ¶rung mit einem GdB von 60 ein
besonders gelagerter Einzelfall mit der Fragestellung zu prÃ¼fen, ob eine
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spezifische SchwÃ¤che im Bereich der OrientierungsfÃ¤higkeit vorliegt, die letztlich
zu einer ErfÃ¼llung der "allgemein" umschriebenen Voraussetzungen der
OrientierungsfÃ¤higkeit in Teil D Ziff. 1 f) S. 3 VMG ("im StraÃ�enverkehr auf
Wegen, die nicht tÃ¤glich benutzt werden, nur schwer zurechtfinden") fÃ¼hrte (vgl.
Urteil der Kammer vom 16. Oktober 2018 â�� S 18 SB 317/17 â��, Rn. 59, juris);
zumal die angenommene Merkzeichenrelevanz fÃ¼r OrientierungsstÃ¶rungen im
Allgemeinen ab einem GdB von 70 (vgl. Teil D Ziff. 1 f) VMG) nur knapp verfehlt
wird und im Ã¼berdies im selben Bewertungsrahmen des Teils B Ziff. 3.5.1 VMG
fÃ¼r tief greifende EntwicklungsstÃ¶rungen mit mittleren sozialen
Anpassungsschwierigkeiten von 50-70 liegt (zur Problematik der exakten
Bestimmung des GdB im selben Bewertungsrahmen bei FunktionsstÃ¶rungen des
Gehirns einschlieÃ�lich der Psyche, die sich einer exakten Messbarkeit entziehen:
Urteil der Kammer vom 16. Oktober 2018 â�� S 18 SB 317/17 â��, Rn. 37, juris).
Obendrein besteht auch bei der Autismus-Spektrum-StÃ¶rung weder eine
unmittelbare Beziehung zur BewegungsfÃ¤higkeit im StraÃ�enverkehr noch eine
Orientierung des GdB an Aspekten der OrientierungsfÃ¤higkeit.

c) Bei dem KlÃ¤ger liegt auf dem Boden seiner Autismus-Spektrum-StÃ¶rung eine
spezifische StÃ¶rung der OrientierungsfÃ¤higkeit bzw. der fÃ¼r diese
maÃ�geblichen FÃ¤higkeiten vor, die sich in einer dissoziierten Intelligenz
wiederspiegelt. Dies wird in der medizinischen Aktenlage durchgehend deutlich.

In einem Bericht zur psychologischen Untersuchung aus dem SozialpÃ¤diatrischen
Zentrum des T. Hospitals (SPZ) vom 21.04.2016 (Alter des KlÃ¤ger zu diesem
Zeitpunkt: 5,2 Jahre) wird neben dem Verdacht auf Autismus die Diagnose einer
dissoziierten Intelligenz gestellt. Es wird darauf hingewiesen, dass in der
durchgefÃ¼hrten Testdiagnostik die Werte der verschiedenen Skalen weit
auseinandergelegen hÃ¤tten. Dabei habe im Kaufmann â�� Assessment Battery vor
Children 2 der IQ insgesamt im Bereich einer Lernbehinderung gelegen. WÃ¤hrend
die Leistung im Bereich der LernfÃ¤higkeit Ã¼berdurchschnittlich gewesen sei, sei
in den fÃ¼r die OrientierungsfÃ¤higkeit bedeutsamen Bereichen der sequenziellen
und simultanen Verarbeitung die Leistung unterdurchschnittlich gewesen. Hiermit
vereinbar hatten die Eltern des KlÃ¤gers unter anderem von
Aufmerksamkeitsproblemen und schizoid â�� zwanghaftem Verhalten berichtet. Der
KlÃ¤ger sei hÃ¤ufig desorientiert, vor allem wenn zu viele EindrÃ¼cke auf einmal
auf ihn einwirkten. Dass SPZ sah vor diesem Hintergrund vor allem FÃ¶rderbedarf
im rÃ¤umlich â�� konstruktiven Denken. In einem Bericht der Klinik fÃ¼r Kinder â��
und Jugendmedizin, Sektion NeuropÃ¤diatrie und SozialpÃ¤diatrie der V. Klinik aus
dem Juni 2014 geht hervor, dass der KlÃ¤ger VerhaltensauffÃ¤lligkeiten im Sinne
mangelnder Aufmerksamkeit und Konzentration bei einem getesteten SON-IQ von
75 gezeigt habe. Der IQ-Wert auf der Denkskala (70) lag deutlich hinter jenem auf
der Handlungsskala (93). Auch in einem schulÃ¤rztlichen Gutachten zur Einschulung
vom 27.10.2016 kommt zum Ausdruck, dass insbesondere die Aufmerksamkeit des
KlÃ¤gers auffÃ¤llig gestÃ¶rt sei. Insgesamt bestehe ein inhomogenes
Entwicklungsprofil. Die Kita U. kam im Oktober 2016 zu der EinschÃ¤tzung, die
kognitiven FÃ¤higkeiten seien geprÃ¤gt durch die kurze Aufmerksamkeitsspanne.
So kÃ¶nne der KlÃ¤ger Farben und Formen erkennen und bis zehn zÃ¤hlen,
allerdings sei er schnell abgelenkt, lustlos und unkonzentriert. Er laufe teilweise
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orientierungslos herum, wÃ¤hrend seine motorischen FÃ¤higkeiten gut ausgeprÃ¤gt
seien. Ã�ber positive Entwicklungen nach einem Wechsel in eine kleine Gruppe mit
klaren Strukturen wird lediglich in den Bereichen der sprachlichen Fertigkeiten
sowie im Kommunikationsverhalten berichtet. Ein pÃ¤dagogisches Gutachten
gemÃ¤Ã� Â§ 13 Ausbildungsordnung sonderpÃ¤dagogische FÃ¶rderung aus dem
April 2017 erkannte Bedarf der intensiven FÃ¶rderung in den Bereichen der Fein
â��/Visomotorik, der visuellen Wahrnehmung, der auditiven Wahrnehmung, der
Konzentration und Ausdauer, also gerade von FÃ¤higkeiten, die fÃ¼r die
OrientierungsfÃ¤higkeit Bedeutung haben. Es sei u. a. anzustreben, die
Aufmerksamkeitsspanne zu verlÃ¤ngern, zudem Ã�ngste vor unbekannten
Menschen zu mindern. In einer Zusammenfassung der Diagnostik im Rahmen der
Autismus â�� Ambulanz des SPZ vom 26.07.2017 wird die Diagnose der
Autismusâ��Spektrumâ��StÃ¶rung im Sinne eines frÃ¼hkindlichen Autismus bei
dissoziierter Intelligenz, insgesamt im Bereich der Lernbehinderung, mitgeteilt. Das
dissoziierte Begabungsprofil fand sich auch hier im Test Kaufmann â�� Assessment
Batterie vor Children mit spezifischen SchwÃ¤chen in fÃ¼r die
OrientierungsfÃ¤higkeit bedeutsamen Bereichen. So war gerade die Leistung im
Bereich der simultanen Verarbeitung (rÃ¤umlich/konstruktives Denken) im
unterdurchschnittlichen bis weit unterdurchschnittlichen Bereich, wobei eine kurze
Konzentrationsspanne auffalle.

Im Bericht Ã¼ber das Gutachten zur Feststellung von PflegebedÃ¼rftigkeit fÃ¼r die
private Pflegeversicherung vom 08.09.2017 (Alter des KlÃ¤gers zu diesem
Zeitpunkt: 7 Jahre) kam der â�� wie der Kammer bekannt ist â�� sozialmedizinisch
auch im Bereich des Schwerbehindertenrechts erfahrene Gutachter, der Kinderarzt
Dr. T2, nach Gewinnung eines persÃ¶nlichen Eindrucks vom KlÃ¤ger und unter
Auswertung des sehr ausfÃ¼hrlichen AO â�� SF Gutachtens, eines Arztbriefes aus
dem SPZ, ferner eines Pflegeprotokolls zu dem Ergebnis, die Fortbewegung
auÃ�erhalb der Wohnung sei dem KlÃ¤ger ebenso auf allen Wegen nur mit
personeller Hilfe mÃ¶glich wie die Nutzung Ã¶ffentlicher Verkehrsmittel im
Nahverkehr. Zudem wurde erlÃ¤utert, der KlÃ¤ger benÃ¶tige auch wÃ¤hrend der
Fahrt mit einem Pkw/Taxi zusÃ¤tzlich zum Fahrer einen Mitfahrer zur Hilfe. Eine
Teilnahme an kulturellen, religiÃ¶sen oder sportlichen Veranstaltungen sei ebenfalls
nicht selbststÃ¤ndig mÃ¶glich, sondern nur mit unterstÃ¼tzender Begleitung. Es
bestehe eine ausgeprÃ¤gte VerhaltensstÃ¶rung mit motorischer Unruhe und
AufmerksamkeitsstÃ¶rungen bei frÃ¼hkindlichem Autismus. Der KlÃ¤ger sei in der
bekannten Umgebung orientiert, auÃ�erhalb des elterlichen Hauses und der Schule
bestehe hingegen keine hinreichende Orientierung. Zeitliche AblÃ¤ufe wÃ¼rden
nicht verstanden, situativ kÃ¶nne der KlÃ¤ger sich nicht adÃ¤quat einstellen.
Gefahren, unter anderem im StraÃ�enverkehr, nehme er nicht wahr. Der
Gedankengang sei sprunghaft, gleichzeitig auf bestimmte Rituale fixiert. Mit
zunehmender Reifung sei eine Verbesserung â�� worauf auch der
SachverstÃ¤ndige Prof. Dr. C. hingewiesen hat â�� mÃ¶glich.

Die pÃ¤diatrische Praxis Dr. T1. hat im Befundbericht vom 29.05.2018 der Kammer
damit Ã¼bereinstimmend mitgeteilt, der KlÃ¤ger sei aufgrund seines Autismus
geistig nicht in der Lage, Ã¶ffentliche Verkehrsmittel selbststÃ¤ndig zu benutzen. Er
sei desorientiert im StraÃ�enverkehr, kÃ¶nne Entfernungen, Geschwindigkeiten und
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Gefahren nicht einschÃ¤tzen. Ein sinnvoll zusammenhÃ¤ngender Handlungsablauf
gelinge ihm nicht selbststÃ¤ndig. Das SPZ, Dr. H., hat in dem der Kammer
erstatteten Befundbericht vom 27.06.2018 nochmals mitgeteilt, dass die Werte der
unterschiedlichen Skalen zur Erfassung des kognitiven Entwicklungsstandes sehr
weit auseinanderlÃ¤gen. Auffallend sei hier, dass der KlÃ¤ger im Bereich des
Lernens zwar Ã¼berdurchschnittliche Werte erlange, im Bereich der simultanen
Wahrnehmungsverarbeitung aber, wie auch im Bereich der sequenziellen
Wahrnehmungsverarbeitung, deutlich unterdurchschnittliche Werte zeige. Beide
Untersuchungen seien im Alter von 6 Jahren durchgefÃ¼hrt worden. Im Alter von 7
Jahren habe eine Kontrolle ein entsprechendes Profil gezeigt. Es lieÃ�en sich in
wiederholten Intelligenztestungen damit massive Defizite im Bereich der
Wahrnehmungsverarbeitung nachweisen. Die im Autismus begrÃ¼ndeten
erheblichen sozialen EinschrÃ¤nkungen des KlÃ¤gers im Sinne einer massiv
erschwerenden Kontaktaufnahme, z.B. bei unvorhergesehenenâ�� oder
Gefahrensituationen machten das alleinige Benutzen von Ã¶ffentlichen
Verkehrsmitteln unmÃ¶glich. Der KlÃ¤ger zeige sich bei unvorhergesehenen und
ungeplanten Situation unruhig und zum Teil panisch, sodass es im Rahmen von
UnregelmÃ¤Ã�igkeiten durchaus zu einer GefÃ¤hrdung im StraÃ�enverkehr
kommen kÃ¶nne. Die StÃ¶rung sei so ausgeprÃ¤gt, dass nicht nur in besonderen
Beanspruchungssituationen, sondern auch im regelhaften Fall der Benutzung eines
Ã¶ffentlichen Verkehrsmittels mit erheblichen Problemen zu rechnen sei. Das
rÃ¤umliche VorstellungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers sei erheblich eingeschrÃ¤nkt, so
dass von einer Orientierungslosigkeit bei Abweichen der Regelwege auszugehen
sei. Die in Ã¶ffentlichen Verkehrsmitteln zwangslÃ¤ufig auftretenden sozialen
Interaktionssituationen fÃ¼hrten zu erheblicher Ã�berforderung, mit Unruhe und
impulsiven Verhaltensweisen.

Der SachverstÃ¤ndige Prof. C. hat die Nachvollziehbarkeit dieser Ã¤rztlichen
Feststellungen mit der ErlÃ¤uterung untermauert, der frÃ¼hkindliche Autismus
wirke sich schon mit einem frÃ¼hen Beginn auf die Wahrnehmung in Situationen
aus. Kinder mit einem frÃ¼hkindlichen Autismus kÃ¶nnten in unterschiedlicher
AusprÃ¤gung verschiedene Defizite aufweisen, beispielsweise eben auch eine
mangelnde FÃ¤higkeit zum Planen oder Vorausdenken, Schwierigkeiten im
Verstehen von abstrakten Dingen und logischen ZusammenhÃ¤ngen. Diese
Bereiche seien beim KlÃ¤ger getroffen. Er erkenne Gefahren nicht und zeige ein
desorganisiertes Verhaltensmuster. Im Vergleich zu gleichaltrigen Kindern
bestÃ¼nden eine mangelnde FÃ¤higkeit zum Planen oder Vorausdenken. Auch die
rÃ¤umlichâ�� visuelle Verarbeitung zeige ausgeprÃ¤gte Defizite. Aus diesen
GrÃ¼nden sei ein selbststÃ¤ndiges ZurÃ¼cklegen von Wegen ohne Begleitung aus
seiner nicht mÃ¶glich. Es solle aber durch stÃ¤ndige Begleitung darauf
hingearbeitet werden, dass zukÃ¼nftig Wege auch mÃ¶glichst alleine
durchfÃ¼hrbar wÃ¼rden. Allein durch hÃ¤ufiges Ã�ben und Wiederholen seien
nach aktueller EinschÃ¤tzung perspektivisch kleine Erfolge nicht sicher. Auf dem
Boden all dessen kommt der SachverstÃ¤ndige nachvollziehbar und Ã¼berzeugend
zu dem Schluss, der KlÃ¤ger sei â�� behinderungsbedingt â�� nicht in der Lage
ohne fremde Hilfe Ã¶ffentliche Verkehrsmittel zu nutzen. Aus kinderâ�� und
jugendpsychiatrischer Sicht lÃ¤gen daher die gesundheitlichen Voraussetzungen
fÃ¼r die Inanspruchnahme des Merkzeichens B (ab dem Erreichen des 8.
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Lebensjahres) vor

3. Soweit versorgungsÃ¤rztlich wiederholt mit breiten AusfÃ¼hrungen zur grds.
eingeschrÃ¤nkten VerkehrstÃ¼chtigkeit von Kindern und Jugendlichen entgegnet
worden ist, der Schluss des SachverstÃ¤ndigen lasse die Vorgaben des Teils D Ziff.
2 a) S. 2, 3 VMG auÃ�er Acht, gehen die entsprechenden AusfÃ¼hrungen letztlich
an der Sache vorbei. Entgegen der versorgungsÃ¤rztlichen Herangehensweise
bedeutet das Abstellen auf dieselben Kriterien wie bei Erwachsenen bei der
Beurteilung der Berechtigung fÃ¼r eine stÃ¤ndige Begleitung von Kindern â�� wie
bereits dargelegt (vgl. I 2. b) â�� gerade nicht, dass bei der Beurteilung etwas in
Abzug zu bringen ist, was ohnehin auch alterstypisch die selbststÃ¤ndige Nutzung
Ã¶ffentlicher Verkehrsmittel erschwert. Denn in der Konsequenz dieser
Blickrichtung lÃ¤ge es, dass etwa SÃ¤uglingen das Merkzeichen B niemals zustehen
kÃ¶nnte, da auch gesunde SÃ¤uglinge stÃ¤ndiger Begleitung bedÃ¼rften. Es ist
aber gerade Sinn und Zweck des Buchstaben a S. 2, 3 klarzustellen, dass eine
Relation behinderungsbedingter EinschrÃ¤nkungen zum Alter nicht herzustellen ist.
Falls ein solcher Fall Ã¼berhaupt denkbar ist, bliebe die versorgungsÃ¤rztliche
Herangehensweise nur dort rechtmÃ¤Ã�ig, wo sich nachweisen lieÃ�e, dass
behinderungsbedingte und altersbedingte EinschrÃ¤nkungen der selbststÃ¤ndigen
Nutzung Ã¶ffentlicher Verkehrsmittel ohne Ã�berschneidungen nebeneinander
stÃ¼nden. Eine entsprechende Konstellation wird durch die Beklagte vorliegend
weder behauptet noch aufgezeigt.

Vor dem Hintergrund der mehrfachen gerichtlichen ErlÃ¤uterung der rechtlichen
Vorgaben des Teils D Ziff. 2 a) S. 2, 3 VMG hat der SachverstÃ¤ndige in seinen
ergÃ¤nzenden Stellungnahmen klar verdeutlicht, dass die bei dem KlÃ¤ger
vorliegenden Auswirkungen seiner Behinderung in der aktuellen AusprÃ¤gung und
in ihrem aktuellen Behandlungsstand auch auf einen Erwachsenen Ã¼bertragen zur
Notwendigkeit einer stÃ¤ndigen Begleitung bei der Nutzung Ã¶ffentlicher
Verkehrsmittel fÃ¼hrten (vergleiche etwa ergÃ¤nzende Stellungnahme vom
22.07.2019). Er ist zu dem Schluss gekommen, dass auch mit den kognitiven und
verkehrstechnischen Ressourcen eines Erwachsenen die beim KlÃ¤ger aktuell
vorliegende Symptomatik die Notwendigkeit einer stÃ¤ndigen Begleitung bei der
Nutzung Ã¶ffentlicher Verkehrsmittel bedinge. Dabei weist der SachverstÃ¤ndige
â�� fÃ¼r die Kammer ohne weiteres nachvollziehbar â�� darauf hin, dass
altersbedingte EinschrÃ¤nkungen und krankheitsbedingte EinschrÃ¤nkungen sich
teilweise Ã¼berschneiden kÃ¶nnen. Da es aber gerade darauf ankommt, ob die
konkrete GesundheitsstÃ¶rung in der aktuellen AusprÃ¤gung im Einzelfall sich bei
einem Erwachsenen derart auswirken wÃ¼rde, dass dieser stÃ¤ndiger Begleitung
bedÃ¼rfte, sind auch die sich mit altersbedingten EinschrÃ¤nkungen
Ã¼berschneidenden merkzeichenrelevant. Der SachverstÃ¤ndige hat den
rechtlichen MaÃ�stab insofern zutreffend erfasst, soweit er repetiert, das rechtliche
Konstrukt des hypothetischen Erwachsenen dissoziiere die altersbedingten von den
krankheitsbedingten EinschrÃ¤nkungen.

C. Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Abs. 1 SGG. Das Gericht hat danach in
dem gemÃ¤Ã� Â§ 183 SGG gerichtskostenfreien Verfahren im Urteil zu entscheiden,
ob und in welchem Umfang die Beteiligten einander Kosten zu erstatten haben. Bei
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der hierbei zu treffenden Ermessensentscheidung ist es in der Regel billig, dass bei
einem teilweisen Erfolg eine entsprechende Quotelung ausgesprochen wird (vgl.
Schmidt, in: Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, SGG, 12. Aufl. 2017, Â§ 193,
Rn. 12 f.).

UrsprÃ¼nglich hat der KlÃ¤ger neben der Feststellung der gesundheitlichen
Voraussetzungen fÃ¼r das Merkzeichen B statt der Feststellung eines GdB von 50
mit der Klage die Verpflichtung zur Feststellung eines GdB von 70 begehrt. Ebenso
wie den Schritt des GdB von 40 zu 50 berÃ¼cksichtigt die Kammer in stÃ¤ndiger
Rechtsprechung den Streitgegenstand eines Merkzeichens im Vergleich zu
Ã¼brigen ErhÃ¶hungen des GdB um 10 doppelt. Hinsichtlich des GdB haben die
Beteiligten sich im Laufe des Verfahrens auf die Feststellung von 60 geeinigt. Der
KlÃ¤ger unterliegt insofern letztlich zu einem Viertel, sodass es billig ist, der
Beklagten die auÃ�ergerichtlichen Kosten des KlÃ¤gers zu Â¾ aufzuerlegen.

Erstellt am: 15.05.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                            17 / 17

http://www.tcpdf.org

